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Der VII• Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 21. April 1977 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Vogt und die Richter 
Dr. Girisch, Meise, Dr. Recken und Obenhaus

für Recht erkannt;

Die Revision des Beklagten gegen das 
Urteil des 12. Zivilsenats des Ober­
lande sgerichts in Hamm vom 
28. April 1976 wird zurückgewiesen.

Der Beklagte hat die Kosten der Revi­
sion zu tragen.

Der Beklagte führte im Jahre 1970 im Auftrag des 
Klägers Maurerarbeiten an dessen Wohnhaus in ,

einbart. Die Verjährungsfrist für die Gewährleistung 
sollte sich jedoch nach dem BGB richten. Darüber, ob 
eine Leistung "vertragsgerecht und sachgemäß" ist, 
sollte ein Schiedsgutachter für beide Parteien ver­
bindlich entscheiden. Die Kosten des Schiedsgutachtens 
sollte der unterliegende Teil tragen (Nr. 2.6 der Be­
sonderen Vertragsbedingungen (BVB)).

Der Kläger zog im November 1970 in das Haus ein. 
Alsbald danach zeigten sich Risse am Mauerwerk des

Von Rechts wegen

Tatbestand

Am aus. Die Geltung der VOB/B war ver-
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Hauses und der Garage. Der Beklagte bemühte sich mehr­
fach (fünf- bis sechsmal über einen längeren Zeitraum 
hinweg), jedoch erfolglos, die Risse zu beseitigen.
Mit Schreiben seines Architekten vom 21. August 1973 
erinnerte der Kläger den Beklagten an eine einige Wochen 
zuvor getroffene Vereinbarung, nach der ein Termin für 
eine erneute Baubesichtigung unter Teilnahme eines Sach­
bearbeiters für Bauschäden von der Ziegelei 
bestimmt werden sollte, und wies "nochmalsu darauf hin, 
daß der Beklagte für die Schäden hafte. Auf spätere 
Schreiben des Klägers zur Mängelbeseitigung antworte­
te der Beklagte am 22. Oktober 1974 und 26« Februar 
1973, jede Gewährleistlang abzulehnen.

Der Kläger hat gegen den Beklagten 3«000 DM nebst 
Zinsen eingeklagt. Er hat vorgetragen, daß fehlerhaf­
te Maurerarbeit des Beklagten für die Risse ursächlich 
sei und mindestens 3.000 DM zur Beseitigung der Män­
gel aufgewendet werden müßten.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Im Be­
rufungsrechtszug hat der Kläger das Schiedsgutachten 
des Sachverständigen R | ^ H H  vom 3. Januar 1976 ein­
geholt und die Klage mit der am 11. Februar 1976 zuge­
stellten Berufungsbegründung vom 9« Februar 1976 auf
7.511 DM nebst Zinsen erweitert. Der Beklagte hat 
sich auf Verjährung berufen, soweit die Klage um
2.511 DM erweitert worden ist. Das Oberlandesgericht 
hat der Klage - unter Abweisung einer Zinsmehrforde- 
rung - stattgegeben. Mit der - zugelassenen - Revision, 
um deren Zurückweisung der Kläger bittet, erstrebt der 
Beklagte die Abweisung der Klage nur noch in Höhe der 
erst mit der Berufung geltend gemachten 2.511 DM 
nebst Zinsen.
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Entscheidungsgründe

I. Das Berufungsgericht bejaht einen Anspruch 
des Klägers gegen den Beklagten wegen der Mängelbesei­
tigungskosten gemäß § 13 Nr* 5 Abs* 2 VOB/B (1952) 
sowie der Kosten des Schiedsgutachtens gemäß Nr* 2.6 
BVB.

Das ist aus Rechtsgründen nicht zu beanstanden, 
wird auch von der Revision nicht angegriffen.

Von den jetzt noch streitigen 2.511 DM gehören
I. 752 DM zu den Mängelbeseitigungskosten, die nach dem 
Schiedsgutachten voraussichtlich erforderlich, aber 
unstreitig noch nicht entstanden sind. Insoweit steht 
dem Kläger ein Anspruch auf Zahlung eines Vorschusses 
zu, der später abzurechnen ist (st.Rspr., vgl. u. a. 
BGHZ 47, 272; 66, 138).

Soweit das Berufungsgericht dem Kläger 759 DM 
für Kosten des Schiedsgutachtens zuerkennt, handelt 
es sich um den Ersatz erbrachter Aufwendungen. Dieser 
Anspruch ist nach Nr. 2.6 BVB begründet.

II. Das Berufungsgericht hält diese erstmals am
II. Februar 1976 mit der Berufung geltend gemachten 
Ansprüche auf Zahlung weiterer 2.511 DM für nicht ver­
jährt.

Das allein greift die Revision an, jedoch im Er 
gebnis ohne Erfolg.

1. Rechtsfehlerfrei nimmt das Berufungsgericht 
an, daß hier zunächst nicht die zweijährige Verjährungs



- 5 -

frist des § 13 Nr. 4 VOB/B (1952) zum Zuge kommt, son­
dern die fünfjährige Frist gemäß § 638 BGB, weil die 
Parteien das vereinbart haben.

Keinen rechtlichen Bedenken begegnet auch die Wür­
digung des Berufungsgerichts, daß die Verjährungsfrist 
Anfang Dezember 1970 begonnen habe, weil die Parteien 
die Abnahme an den im November 1970 stattgefundenen 
Bezug des Hauses geknüpft hätten. Der damit festgestell 
te Verzicht der Parteien auf förmliche Abnahme führt 
dazu, daß die für den Verjährungsbeginn maßgebliche 
Abnahme (§ 13 Nr. 4 Satz 2 VOB/B (1952)) nach Ablauf 
von sechs Werktagen nach Beginn der Benutzung des Hau­
ses als durchgeführt angesehen wird (§ 12 Nr. 5 Abs. 2 
VOB/B (1952)).

2. Das Berufungsgericht ist der Ansicht, der Klä­
ger habe mit Schreiben seines Architekten vom 21. Au­
gust 1973 den Beklagten zur Mängelbeseitigung aufge­
fordert und dadurch gemäß § 13 Nr. 5 Abs. 1 VOB/B 
(1952) die vereinbarte Verjährungsfrist von fünf Jah­
ren erneut in Lauf gesetzt, so daß die verlängerte 
Frist bei gerichtlicher Geltendmachung der weiteren 
Zahlungsansprüche über 2.511 DM im Februar 1976 noch 
nicht abgelaufen gewesen sei.

Das greift die Revision zu Recht an.

a) Nach ständiger Rechtsprechung des Senats kann 
der Auftraggeber vor Ablauf der Verjährungsfrist durch 
eine an den Auftragnehmer gerichtete schriftliche Auf­
forderung zur Mängelbeseitigung nach § 13 Nr. 5 Abs. 1 
VOB/B (1952) einmal eine erneute Verjährungsfrist in
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Lauf setzen (vgl. u. a. BGHZ 53, 122, 126; 58, 7, 10; 
58, 332, 335; 59, 202, 204; 59, 323; 62, 293)- Das 
hat der Senat in der vom Berufungsgericht erwähnten 
Entscheidung BGHZ 58, 7, 11, auch für die Fälle aner­
kannt, in denen die Parteien eine längere als die in 
§ 13 Nr. 4 VOB/B (1952) vorgesehene Verjährungsfrist 
vereinbart haben. Dabei ist in Jener Entscheidung 
noch offen geblieben, ob die in § 13 Nr. 4 VOB/B (1952) 
enthaltene Regelfrist oder die vereinbarte längere 
Verjährungsfrist mit dem Zugang der schriftlichen 
Aufforderung zu laufen beginnt (aaO S. 14). Diese Fra­
ge hat der Senat durch Urteil vom 18. März 1976 - 
VII ZR 35/75 (= BGHZ 66, 142) dahin beantwortet, daß 
auch in diesen Fällen die in § 13 Nr. 4 VOB/B (1952) 
enthaltene Regelfrist in Lauf gesetzt wird. Daran 
hält er fest.

3. Trotz dieses Fehlers im Berufungsurteil bleibt 
die Revision erfolglos.

Dabei kann unerörtert bleiben, ob hier die Ver­
jährung des gesamten Anspruchs auf den zur Beseitigung 
der Risse im Mauerwerk erforderlichen Vorschuß sowie 
auf Ersatz der Gutachtenkosten durch Erhebung der 
zunächst auf Schadensersatz gestützten Klage unterbro­
chen worden ist (vgl. zur Klage auf Vorschußzahlung 
BGHZ 66, 138). Denn hier ist die Verjährung Jedenfalls 
dadurch gehemmt worden, daß die Beklagte unstreitig 
die Risse untersucht und über einen längeren Zeitraum 
hinweg mehrfach (fünf- bis sechsmal) zu beseitigen 
versucht hat. Diese Hemmung ergibt sich aus § 639 
Abs. 2 BGB, der, wie allgemein anerkannt ist, auch 
für die sich auf Mängelbeseitigung beziehenden An­
sprüche nach § 13 Nr. 5 VOB/B (1952) gilt.
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Ohne Bedeutung ist dabei, daß der Beklagte bei 
seinen Nachbesserungsversuchen ausdrücklich erklärt 
haben will, eine Rechtspflicht dazu nicht anzuerken­
nen und nur aus Gefälligkeit zu handeln. Nach Sinn und 
Zweck des § 639 Abs. 2 BGB kommt es nur auf das tat­
sächliche Bemühen um Mängelbeseitigung, nicht dagegen 
auf die diesem Bemühen zugrundeliegenden Beweggründe 
des Auftragnehmers an. Denn es geht darum, das zwi­
schen den Parteien bestehende gute Verhältnis mög­
lichst ungetrübt zu erhalten und den Auftraggeber 
nicht zu zwingen, durch Klageerhebung oder in ähnli­
cher Weise die Verjährung zu vinterbrechen (vgl. BGHZ 
48, 108, 111, 114).

Die Tatsachen, die hier zur Hemmung der Verjäh­
rung geführt haben, sind unstreitig. Sache des Beklag­
ten war der Nachweis, daß und wann die Hemmung been­
det worden ist (vgl. RG Gruchot 54, 938; Glanzmann 
in BGB-RGRK 12. Aufl. § 639 Rn. 23). Der Beklagte hät­
te also dartun und beweisen müssen, daß und wann er 
dem Kläger nach Beendigung seiner Nachbesserungsarbei­
ten das Ergebnis seiner Bemühungen mitgeteilt oder 
die Mängel als beseitigt erklärt habe, oder, daß und 
wann er die Mängelbeseitigung schon vor dem 9. Okto­
ber 1974 abgelehnt habe. Das ist nicht geschehen.

Es ist daher nicht zu erkennen, daß die Verjäh­
rung trotz der Hemmung bereits am 11. Februar 1976 voll 
endet war, als der Kläger seine Klage um die weiteren
2.511 DM erweitert hat.
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III. Nach alledem ist die Revision mit der Ko­
stenfolge aus § 97 ZPO zurückzuweisen.

Vogt Girisch Meise

Recken RiBGH Obenhaus ist im
Urlaub und kann daher 
nicht unterschreiben.

Vogt
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